
Vorbestellung

eines Versuchs das Eintreten der Folgen ab (tätige 
Reue), ist von / Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit abzusehen (§21 Abs. 5 StGB). 
Da Rücktritt und tätige Reue die Gesellschaftswid­
rigkeit oder -gefährlichkeit der begangenen V.hand- 
lungen nicht aufheben, handelt es sich hier um per­
sönliche Strafaufhebungsgründe, deren rechtliche 
Regelung dem Täter das endgültige Aufgeben der 
Straftat erleichtern und die Chance geben soll, sich 
anders zu entscheiden oder sich aus einer kriminellen 
Gruppe zu lösen. Bei Rücktritt und tätiger Reue ent­
hält demzufolge das / Urteil einen Schuldaus­
spruch, dem die Feststellung folgt, daß von Strafe ab­
gesehen wird.

Vorbestellung - Vormerkung eines Interessenten für 
eine künftige, zum Zeitpunkt der Bestellung noch 
nicht benötigte oder mögliche / Leistung. V. spie­
len insbesondere beim / Kauf von Waren im Einzel­
handel, mitunter auch bei Dienstleistungen eine Rol­
le. Mit Annahme einer V. im Rahmen des unentgelt­
lichen / Kundendienstes erklärt sich der Einzelhan­
delsbetrieb bereit, nach Eingang der bestellten Ware 
den Interessenten zu informieren. Dieser kann sich 
dann entscheiden, ob er einen Kaufvertrag über 
die angebotene Ware abschließt. An eine solche V. 
ist der Bürger nicht gebunden, d. h., er ist nicht ver­
pflichtet, die bestellte Ware abzunehmen und zu be­
zahlen. Anders ist die Rechtslage, wenn er im Rah­
men des Bestelldienstes Torten, kalte Platten oder 
ähnliche Leistungen in Auftrag gibt. Hier werden in 
der Regel konkrete verbindliche Vereinbarungen 
getroffen, die rechtlich als / Vertrag zu beurteilen 
sind; dies wird mitunter durch eine Anzahlung auf 
den Kaufpreis erhärtet. In diesem Fall ist der Kunde 
zur / Abnahme der Leistung verpflichtet, wenn sie 
termin- und qualitätsgerecht bereitgestellt wird. 
Kommt er seinen Pflichten nicht nach, hat er dem 
Einzelhandelsbetrieb den entstandenen Schaden zu 
ersetzen, sofern dieser die Ware nicht anderweitig 
verkaufen konnte. Bei bestimmten hochwertigen In­
dustriewaren kann der Abschluß eines Kaufvertra­
ges von der V. abhängig gemacht werden. Das gilt 
z. B. für den Kauf von Pkw; hier ist der Einzelhan­
delsbetrieb verpflichtet, bei Vorliegen der Voraus­
setzungen die V. anzunehmen {/ Vorvertrag). Das 
Reisebüro ist berechtigt, vom Kunden Vormerkun­
gen für gewünschte Reisen entgegenzunehmen; die­
se Vormerkungen sind für beide Partner unverbind­
lich.

Vorbestrafter - Person, über die im / Strafregister 
eine von einem staatlichen Gericht ausgesprochene, 
rechtskräftig gewordene / Maßnahme der 
strafrechtlichen Verantwortlicheit eingetragen und 
noch nicht getilgt worden ist. Begeht der V. erneut 
eine mit Strafe bedrohte Handlung, gehört die 
Vorbestraftheit zu den Umständen, welche den 
Grad der Schuld des Täters erhöhen können. / 

■ Rückfalltäter

Vor erwerbsrecht des Staates - den Räten der Kreise 
kraft Gesetzes zustehendes Recht, bei vom Eigentü­
mer beabsichtigter vertraglicher Übertragung des 
Eigentums an einem Grundstück oder Gebäude an 
die Stelle des vorgesehenen Erwerbers zu treten und 
das Objekt zugunsten des Volkseigentums oder an­
deren sozialistischen Eigentums zu erwerben (§§ 11- 
15 GrundstücksverkehrsVO vom 15.12.1977, GBl. I 
1978 Nr. 5 S.73; §§6-10 АО zur Grundstücks- 
verkehrsVO vom 23.1.1978, GBl. 11978 Nr. 5 S. 79,
i.d.F. der АО Nr. 2 vom 18.9.1984, GB1.I 1984 
Nr. 28 S.322). Das V. kann auch nach Anordnung 
des / gerichtlichen Verkaufs eines Grundstücks gel­
tend gemacht werden. Das V. dient einer rationel­
len, auf die Durchsetzung staatlicher und gesell­
schaftlicher Interessen gerichteten Bodennutzung. 
Seine Ausübung setzt das Vorliegen gewichtiger 
Gründe voraus und erfordert einen Beschluß des Ra­
tes des Kreises. Dieser kann das V. grundsätzlich in­
nerhalb von 8 Wochen ab Eingang des Genehmi­
gungsantrages beim zuständigen Genehmigungsor­
gan geltend machen; nach Erteilung der Genehmi­
gung kann das V. nicht mehr ausgeübt werden. Mit 
Ausübung des V. und Eintragung der Rechtsände­
rung in das Grundbuch entsteht Volkseigentum bzw. 
anderes sozialistisches Eigentum am Grundstück, 
eingetragene Grundstücksrechte erlöschen. Dem 
vormaligen Eigentümer des Grundstücks steht ein 
Anspruch auf / Entschädigung in Höhe des zulässi­
gen Grundstückswertes zu. Das V. hat gegenüber ge­
setzlichen und vertraglichen / Vorkaufsrechten den 
Vorrang (§306 ZGB).

Vorkaufsrecht - kraft Gesetzes bestehendes oder 
vertraglich eingeräumtes Recht, für den Fall des 
Verkaufs einer Sache diese als erster zum Kauf ange- 
boten zu bekommen. Ein V. kraft Gesetzes steht ei­
nem Miteigentümer zu, wenn ein anderer Miteigen­
tümer seinen Anteil am / gemeinschaftlichen 
Eigentum einem nicht zur Eigentumsgemeinschaft 
gehörenden Dritten verkaufen will (§§ 38, 39 ZGB); 
es besteht auch zugunsten eines Miterben (§401 
Abs. 3 ZGB). Hat eine LPG ein Eigenheim errichtet 
und das Eigentum daran einem Genossenschaftsbau­
ern oder Arbeiter übertragen, steht ihr ein V. an die­
sem Eigenheim zu, wenn der Eigentümer es an einen 
Bürger verkaufen will, der weder Mitglied der LPG 
noch in ihr beschäftigt ist (§ 28 Abs. 3 LPG-Gesetz). 
Hat ein Bürger in Ausübung eines früheren Erbbau­
rechts (Erbbauberechtigter) ein Gebäude errichtet 
oder erworben, steht ihm im Falle des Verkaufs des 
Grundstücks ebenfalls ein gesetzliches V. zu (§5 
Abs. 2 Einführungsgesetz zum ZGB).
Soll ein V. an einem Grundstück vertraglich verein­
bart werden, sind dazu Beglaubigung und staatliche 
Genehmigung des Vertrages sowie Eintragung des 
V. in das Grundbuch erforderlich. Vereinbarte V. 
sind nicht übertragbar und gehen nicht auf die Erben 
des V.berechtigten über. Das V. an einem Grund­
stück verpflichtet den Grundstückseigentümer, Ver­
kaufsabsichten und -bedingungen dem V.berechtig­
ten mitzuteilen. Dieser hat innerhalb von 2 Monaten 
schriftlich zu erklären, ob er von seinem V. Ge-
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